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Abstract 

This Ph.D. project will try to support the develop-
ment of the notion of due-diligence in matters of 
human rights and environmental protection. This 
term refers to the reasonable man standard and is 
often related to the no-harm principle. A well-
known synonym for it is the ‘duty of care’. It en-
tails a positive obligation to take all adapted and 
reasonable measures for the prevention of foresee-
able damages to persons, property and the envi-
ronment. This notion is currently being used 
throughout the world as the legal base to address 
global problems such as the lack of climate protec-
tion or the lack of regulation of transnational cor-
porations. The emergence of that open-norm is fa-
cilitated by the fact that it is a common term avail-
able in numerous jurisdictions.  

Considering that, this comparative study will try to 
assess the continuous development of the norm 
and the spread of it in other jurisdictions so that 
human rights and the environment protection can 
be performed in any case, even if political or pri-
vate powers are trying to avoid it. 

 

Zusammenfassung  

Ziel des hier skizzierten Promotionsvorhabens ist 
es, den Begriff der Due-Diligence im Rahmen des 
Menschenrechts- und Umweltschutzes weiterzu-
entwickeln. Dieser Terminus verweist auf einen 
vernünftigen Verhaltensstandard und wird öfters 
mit dem Schädigungsverbot in Verbindung ge-
bracht. Ein bekanntes Synonym dafür ist die „Sorg-
faltspflicht“. Nach dieser Norm müssen alle vo-
raussehbaren Verletzungsrisiken (Personen-, Sach- 
und Umwelt) durch die Ergreifung von allen nöti-
gen und angemessenen Maßnahmen vorgebeugt 
werden. Dieser Begriff wird gegenwärtig weltweit 
verwendet um Globalisierungsprobleme zu adres-
sieren, wie z. B. der mangelnde Klimaschutz oder 
die mangelnde Reglementierung von Transnatio-
nalen Unternehmen. Die Emergenz dieser offenen 
und allgemeinen Norm ist eindeutig und wird 
durch die Tatsache erleichtert, dass sie in vielen 
Rechtssystemen vorhanden ist.  

Eine rechtsvergleichende Studie wird die Verrecht-
lichung der Norm und ihre Verbreitung in anderen 
Rechtssysteme untersuchen, so dass der Men-
schenrechts- und Umweltschutz effektiv gewähr-
leistet werden kann. 
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I.  Einleitung 
Die Menschheit muss zunehmend mit globalen umwelt- und menschenrechtlichen Proble-
men umgehen, wie z. B. dem Klimawandel, der schwach ausgestalteten rechtlichen Verant-
wortung von multinationalen Unternehmen oder der Steuerflucht. Ihre Bewältigung erfor-
dert starke internationale Lösungen. Jedoch sind diese öfters mit wirtschaftspolitischen und 
ideologischen Kontroversen verbunden und in einem multilateralen, souveränitätsorientier-
ten Staatensystem sehr schwer zu bewältigen. Deshalb fehlt es noch an überzeugenden Lö-
sungen. Dieses Promotionsvorhaben will versuchen diese Lücken zu schließen und schlägt 
dazu vor, sich auf allgemein anerkannte rechtliche Mittel zu stützen wie die Due diligence um 
eine globale rechtliche Lösung zu schaffen. 

Das Prinzip der Due diligence („angemessene Sorgfalt“) soll im Kontext des Völkerrechts da-
für sorgen, Personen-, Sach- und Umweltschäden, die aus gefährlichen transnationalen Akti-
vitäten entstehen können, vorzubeugen. Dieser Verhaltensstandard stammt von dem Schä-
digungsverbot ab (ie. neminem laedare, sic utere tuo ut alienum non laedas): Kein Staat darf sein 
Territorium und seine Rechte so benutzen, dass einem anderen Staat ein Schaden zugefügt 
wird.1 Somit muss den voraussehbaren Verletzungsrisiken durch das Ergreifen aller nötigen 
und angemessenen Sorgfaltsmaßnahmen vorgebeugt werden. 

Allerdings wurden einige wichtige grenzüberschreitende Aktivitäten, wie der Ausstoß von 
Treibhausgasemissionen (II) oder einfach die allgemeinen transnationalen Handelsaktivitä-
ten (III) vom Due-diligence-Prinzip bislang nicht (genügend) erfasst. Dieses Promotionsvor-
haben wird daher versuchen, Argumente zu entwickeln und rechtlich gangbare Lösungen 
zu finden, um diese Hindernisse auszuräumen. Es ist klar, dass das Vorhaben von aktuellen 
Rechtsentwicklungen begünstigt wird: Es besteht ein klarer internationaler Trend der Ver-
rechtlichung der Due diligence (der Staaten und der Unternehmen). Da diese beiden Haupt-
akteure der Globalisierung sind, könnte der Prozess schließlich zu einem effektiveren Men-
schenrechts- und Umweltschutz führen. Das hier skizzierte Vorhaben wird dementspre-
chend versuchen diese Entwicklung zu unterstützen. 

II.  Klimaschutz 
Dass die Nutzung fossiler Brennstoffen globale Schäden bereits verursacht und ihre Wei-
ternutzung weitere herbeiführen wird, ist wissenschaftlich nun beinahe unbestritten und fast 
von der gesamten Staatengemeinschaft akzeptiert.2 Obwohl internationale Übereinkünfte 
hierzu vorliegen, sind Staaten und Unternehmen nicht verpflichtet, angemessene, präzise 
und verbindliche CO2-Reduzierungspläne einzuhalten, um die Pariser Klimaziele zu errei-
chen.3 Die interstaatlichen Verhandlungen über dieses Thema sind nämlich schwierig und 
langsam, und bislang konnte noch kein Sanktionsmechanismus erarbeitet werden.4  

In dieser Hinsicht setzt sich dieses Promotionsvorhaben folgende Forschungsfrage: Kann die 
Due diligence die Staaten zum Ergreifen von Klimaschutzmaßnahmen zwingen und hiermit 
die allgemeinen Ziele der letztgenannten Verträge ‚katalysieren‘?5  

1.  Lösung innerhalb der Strukturen des bestehenden Völkerrechts 
Damit die Rechtsfigur der Due diligence die internationalen Klimaziele konkretisieren kann, 
muss sie vom völkerrechtlichen (Schieds-)Richter angewendet werden. Er könnte, angesichts 
der einschlägigen Rechtsprechung und des daraus herausgearbeiteten allgemeinen Schädi-
gungsverbots, die Staaten wahrscheinlich zur Verantwortung ziehen: Einerseits müssten 
Industriestaaten (z. B. anteilsmäßig, i.e. im Verhältnis auf ihre jeweilige Gesamtemissionen) 
Schadenersatz für betroffene Staaten wie die Inselstaaten leisten und andererseits könnte v.a. 
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eine positive Pflicht für die gesamte Staatengemeinschaft herausgearbeitet werden, präven-
tive Vorkehrungen bzgl. der Bekämpfung des Klimawandels zu ergreifen.6  

Allerdings müsste der Richter von einem Völkerrechtssubjekt angerufen werden und seine 
Jurisdiktion ist von der Zustimmung des beklagten Staates abhängig.7 Es ist aber leider be-
kannt, dass Staaten ihre Souveränität nicht gerne unter Kontrolle stellen lassen. In der Tat 
haben nur die Niederlande die Zuständigkeit des IGH für Klimastreitigkeiten akzeptiert und 
nur die Salomon-Inseln und Tuvalu sehen hierfür verbindliche Schiedsgerichtsbarkeit vor.8 

Die Republik Palau und die Republik Marshallinseln haben ferner die Staatengemeinschaft 
bis jetzt nicht davon überzeugen können, den IGH durch die UN-Generalversammlung zu 
beauftragen, ein (unverbindliches) Gutachten zu Haftungsfragen zu erstellen, obwohl der 
Vorschlag seit 2011 auf dem Tisch liegt.9 Man könnte jedoch annehmen, dass diese Initiative 
zur Realität wird, falls die Verhandlungen für die Implementierung des Pariser-
Klimavertrages im Jahr 2018 bei der COP 24 in Katowice ‚scheitern‘ bzw. sich weiterverzö-
gern.  

Es muss zudem angemerkt werden, dass einige Inselstaaten, obgleich sie den Pariser Vertrag 
akzeptiert haben, seine Reduktionsziele angesichts der „besten verfügbaren Wissenschaft“ 
als unzureichend ansehen.10 Der Druck auf den IGH könnte sich also erhöhen, wenn es wei-
terhin vermehrt zu Naturkatastrophen kommt.  

2.  Alternative Rechtswege: Nationaler Richter und Menschenrechtsschutz-
richter 

Alternative Rechtswege, welche auch ohne Zustimmung der Staaten beschritten werden 
können, bieten sich an: Der nationale Richter und der regionale Menschenrechtsschutzrichter 
könnten z. B. als „Klimahüter“ fungieren, indem sie sich auf ähnliche Präventionsprinzipien 
wie die Due diligence aus ihren eigenen Rechtsordnung stützen. Der Klimawandel kann näm-
lich auch zu Sach-, Personen- und Menschenrechtsverletzungen führen (climate-related inju-
ries) und Staaten müssen diesen angesichts ihrer (menschenrechtlichen) Schutzpflicht auch 
gegenüber inländischen Personen vorbeugen. 

Verschiedenartige NGOs testen, inwieweit solche Klagen Erfolg versprechen, nachdem ein 
holländisches Gericht in erster Instanz seinen Staat zur Umsetzung eines wissenschaftlichen 
klimagerechten Treibhausgas-Reduzierungsplans (climate justice) verurteilt hat.11 In diesem 
Fall hat sich die NGO „Urgenda“ auf das Rechtsmittel der Duty of care12 gestützt, deren Kon-
zept der Due diligence so ähnelt, dass sie z. B. von der UN-Völkerrechtskommission als Syno-
nym verwendet wird.13   

In der Hoffnung, ein vergleichbares Ergebnis zu erreichen, erheben 21 Kläger der Vereini-
gung „Young Generation“ in Juliana. v. USA14 gegen die US-amerikanische Regierung unter 
Präsident Trump sogenannte Due-process- und Public-trust-claims, die sich jeweils auf die Ver-
letzung von verfassungsrechtlichen Grund- und Umweltrechten berufen. Hier müssten 
ebenfalls ähnliche Voraussetzungen wie im Völkerrecht erfüllt werden, um den Staat zur 
angemessenen Sorgfalt zwingen zu können.15 Darüber hinaus wurden zahlreiche weitere 
Klagen bereits eingereicht16 und einige davon sind schon erfolgreich17. 

Zu klären sein wird, inwiefern die (menschenrechtliche) Schutzpflicht dem völkerrechtlichen 
Schädigungsverbot tatsächlich nahesteht. Sind derartige Rechtsbehelfe in anderen Rechts-
ordnungen möglich wie z. B. in Frankreich, in Deutschland oder generell im EMRK-Raum?18 
Wer ist gegebenenfalls berechtigt zu klagen? Wie weit würde überdies die Verantwortung 
der Staaten reichen: Müssten sie bloß Emissionen aus ihren Territorien begrenzen oder müss-
ten sie auch den Im- oder Export von fossilen Brennstoffen verhindern, wie z. B. Greenpeace 
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es derzeit in Norwegen versucht vor Gericht durchzusetzen (i.e. Erdölbohrung in der Ark-
tis)?19 Diesen Fragen wird die Untersuchung vertieft nachgehen. 

3.  Drittwirkung und/oder direkte Verantwortung von Unternehmen? 
In diesem Kontext stellt sich anschließend die Frage der Drittwirkung: Eine Umsetzung der 
internationalen Verträge und/oder der möglichen Verurteilungen der Staaten würde 
zwangsläufig Konsequenzen für Private haben. Im Bewusstsein dessen hatten Vertreter des 
fossilen Energiesektors im erwähnten amerikanischen Juliana-Fall sogar einen Antrag ge-
stellt, um Argumente gegen die Klage der NGO zu präsentieren. Energieunternehmen sollen 
nämlich für ca. 60% der gesamten Treibhausgasemissionen verantwortlich sein.20 

Allerdings werden gegen solche großen Konzerne auch direkte Klagen erhoben. Der County 
von San Mateo in Kalifornien und die Städte Oakland und San Francisco klagen z. B. wegen 
bereits eingetretener und zukünftiger Schäden aufgrund der Erhöhung des Meeresspiegels, 
die nach ihren Ansichten nach eine sog. Negligence und eine Public nuisance darstellen und 
auf die entsprechenden Konzerne zurückzuführen sind.21 In Deutschland klagt außerdem 
ein peruanischer Bauer wegen einer Eigentumsstörung gegen RWE (i.e. sein Grundstück ist 
durch eine Gletscherschmelze bedroht).22 Trotz einer Ablehnung in erster Instanz wurde 
seine Klage vor kurzem vom OLG Hamm für zulässig erklärt.23 Bemerkenswert ist, dass die 
letzterwähnten Klagen auf allgemeine Rechtsansprüche (wie die Due diligence) zurückgrei-
fen, weil keine spezielle drittwirkende Haftungsregelung implementiert worden ist.  

Es stellen sich also viele Haftungsfragen für Großemittenten. Die Untersuchung wird daher 
folgenden Fragen vertieft nachgehen: Inwiefern könnten Private für Schäden des Klimawan-
dels haften, wenn der Staat selbst keine bessere Aufsicht geleistet hat? Weil sie ihren Einfluss 
gegenüber dem Staat benutzt und effektive Lobby-Arbeit eingesetzt haben, um fossile Ener-
gien weiter zu benutzen obwohl die Risiken des Klimawandels bekannt waren?24 Und falls 
Schadensersatz geleistet werden müsste, wie würde der Verschuldensgrad berechnet? Wür-
den die Emissionen auf nationaler und Gesellschaftsebene oder auf transnationaler und 
Konzernebene berücksichtigt? Seit wissenschaftliche Berichte die Gesamtemissionen den 
Unternehmen offenbar zuordnen können,25 könnte der Kausalitätsnachweis leichter nach-
gewiesen werden. Oder, könnten Unternehmen zumindest gezwungen werden, Emissionen 
zu reduzieren, um weitere Klimaschäden zu vermeiden? 

4.  Völkerrechtliche Verankerung der Sorgfaltspflicht und des Gerichtszugangs? 
Zum Schluss kann man auf das Global Pact for the Environment Project hinweisen,26 das vor 
kurzem vom französischen Präsidenten Macron und anderen präsentiert worden ist, womit 
im Falle der Verwirklichung jeder Staat (bzw. öffentliche Behörde) und Privatperson eine 
Sorgfaltspflicht (duty to take care) gegenüber der Umwelt hätte.27 Das gesamte Umweltrecht 
wäre damit einbegriffen und der Zugang zur Justiz wäre ferner im Falle einer Nichteinhal-
tung (Handlung und Unterlassung) gewährleistet,28 wobei allerdings kein neues internatio-
nales Gericht geschaffen würde. Die Mitgliedstaaten müssten in ihrer Jurisdiktion lediglich 
dafür zuständige Gerichte vorsehen. Auch wenn diese Idee nicht wirklich innovativ und neu 
ist29 – die Århus-Konvention schreibt sogar einen solchen Zugang zur Gerichtsbarkeit in 
Art. 9 Abs. 3 vor, jedoch wurde dessen unmittelbare Wirkung vom EUGH verneint30 – kann 
dieser Vorschlag aufgrund der erhöhten Rechtssicherheit und Klarheit, die er beansprucht,31 
und der erhöhten Effektivität, die er den Umweltrechtsprinzipien verleihen möchte, aus-
schlaggebend sein. Hiermit könnten möglicherweise weitere Fortschritte im Umweltschutz 
leichter eingeklagt werden: Umwandlung unserer Agrikulturprozesse, Wiederherstellung 
der biologischen Vielfalt32 usw. Somit würde ebenfalls der neue Trend, Staaten und Unter-
nehmen wegen mangelnder Due diligence im Klimaschutz vor den bereits etablierten Gerich-
ten zur Verantwortung zu ziehen, völkerrechtlich verankert.    
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III.  Reglementierung von transnationalen Unternehmen 
Dieses Promotionsvorhaben wird ferner prüfen, inwiefern allgemeine transnationale Wirt-
schaftsaktivitäten, die Rechtsverletzungen verursachen können, aufgrund der Due diligence 
der Staaten reglementiert werden müssen.   

Einige Allgemeine Bemerkungen von UN-Menschenrechtsauschüssen, v.a. die im Jahr 2017 
neu erlassenen Allgemeinen Bemerkungen des Ausschusses nach dem Internationalen Pakt 
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (IPwskR), fordern Vertragsstaaten dazu 
auf, transnationale Unternehmen zu reglementieren um Menschenrechte zu schützen.33  

1.  Extraterritorialer Umwelt- und Menschenrechtsschutz 
Um dies zu rechtfertigen, erklären diese Texte, dass menschenrechtliche Verpflichtungen 
ohne territoriale bzw. Jurisdiktions-Einschränkung bestehen.34 Sie weisen außerdem auf das 
an die Staaten gerichtete völkerrechtliche Schädigungsverbot hin, welches sich ihrer Mei-
nung nach auch auf den Menschenrechtsschutz erstreckt.35  

Obgleich die Stellungnahmen der UN-Menschenrechtsausschüsse nicht rechtsverbindlich 
sind, sind sie dennoch dank der Vertragstreue für die Vertragsstaaten ‚quasi-verbindlich‘.36 
Zu klären sein wird, welches Schutzniveau die Staaten schulden und welcher Spielraum bei 
der Wahl der Mittel zur Erfüllung dieser Reglementierungsanforderung ihnen eingeräumt 
werden kann. 

Staaten haben hiernach (und gemäß weiterer wichtiger Rechtsauffassungen37) eine extraterri-
toriale Schutzpflicht, solange vom Völkerrecht anerkannte Anknüpfungspunkte bestehen. 
Dies ist der Fall, wenn das Unternehmen der Jurisdiktion des Staates untersteht.38 Was das 
konkret für die Staaten bedeutet, ist z. T. unklar, weil die UN-Menschenrechtsausschüsse 
den Begriff ‚Unternehmen‘ (i.e. business enterprise, corporations) und nicht ‚Gesellschaften‘ 
(companies) verwenden. Wie der Kinderrechtsausschuss es unterstreicht, liegt eine Schwie-
rigkeit genau in der Tatsache, dass international agierende Unternehmen komplex aufgebaut 
sind: es handelt sich um Konzerne und Wertschöpfungsketten, die aus einer unbegrenzten 
Zahl von unterschiedlichen und unabhängigen Gesellschaften oder Unternehmensformen 
bestehen, welche gleichzeitig in unterschiedlichen Jurisdiktionen ansässig sind.39 Wie lassen 
sich extraterritoriale Pflichten in Anbetracht einer derartigen Situation etablieren? 

2.  Die Überwindung des für juristische Personen geltenden Trennungsprinzips 
Die UN-MRA haben (zurecht) festgestellt, dass Konzernstrukturen öfters verwendet werden, 
um das Haftungsausmaß missbräuchlich zu begrenzen. Tatsächlich können herrschende 
Gesellschaften sich mit einer solchen Struktur den Haftungsregimen, denen die beherrschte 
Gesellschaft untersteht, leicht entziehen.40 Dies wird durch das sog. Trennungsprinzip – das 
fast weltweit anerkannt ist41 – ermöglicht. Demnach haftet jede Gesellschaft nur nach ihrem 
eigenen Verschulden und ihrem eigenen im Voraus definierten Haftungsumfang. Außerdem 
gelten einzelne Gesellschaften als autonom und unabhängig. Muttergesellschaften haften 
demnach nicht für Tochtergesellschaften und befinden sich auch nicht in der Pflicht, sie zu 
kontrollieren, obwohl sie es tun können.   
Der IGH hatte bereits im Barcelona-Traction-Fall des Jahres 1970 festgestellt, dass gewisse 
Missbräuche des Trennungsprinzips zu seiner Aufhebung (lifting the corporate veil) führen 
können.42 Aus diesem Grund schreibt der letzte General Comment des IPwskR-Ausschusses 
den Staaten vor, Muttergesellschafts- bzw. Konzernhaftungsregime einzuführen.43 Dennoch 
wird keine Abschaffung des verbundenen Trennungsprinzips verlangt. Es wurde indessen 
für Staaten eine positive Pflicht herausgearbeitet, einen Rechtsrahmen zu schaffen, indem 
Unternehmen Due-diligence-Prozesse ausführen müssen, um Menschenrechtsrisiken zu iden-
tifizieren, vorzubeugen und zu mildern, und zwar auch bei Einheiten, die kontrolliert wer-
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den.44 Anders gesagt, die „Kontrolltheorie“ muss im Konzernrecht und in Haftungsfragen 
anerkannt werden. 

3.  Unternehmerische Sorgfaltspflicht: Vom Soft law zum Hard law? 
In Anbetracht dessen, dass die Due diligence der Unternehmen im Rahmen des internationa-
len Soft law vorgeschlagen wird,45 ist es besonders interessant festzustellen, dass sie für die 
Reglementierungspflicht der Staaten relevant wird.  

Für die Begründung der Einführung einer Sorgfaltspflicht für Mutterunternehmen verweist 
nämlich der Ausschuss nach dem IPwskR auf die UN-Leitlinien für Business & Human Rights. 
Herrschende Unternehmen sind nach diesen Prinzipien Träger einer sog. „menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht“46. Dieser Begriff ist jedoch irreführend, denn es handelt sich nicht um 
eine rechtsverbindliche Pflicht, sondern nur um eine soziale Verantwortung (“corporate social 
responsibility”, “social licence to operate”).47 Ihre Tragweite ist dagegen sehr breit: Neben Filia-
len sollen auch Geschäftspartner der Produktionskette (Lieferanten, Subunternehmen) be-
aufsichtigt werden. 

Im ‚quasiverbindlichen‘ Kommentar des IPwskR-Ausschusses sind Wertschöpfungsketten 
aber von der Anforderung ausgenommen.48 Dies kann man durch die Verwendung des 
nichtimperativen Modalverbs ‚sollen‘ erkennen. Daraus kann man ableiten, dass der Aus-
schuss den Einfluss auf einen Handelsvertragspartner als nicht ausreichend sieht, um auf-
tragserteilende Unternehmen von der Due diligence zu erfassen. Im Gegensatz zu Filialen 
können Handelspartner nämlich nicht durch Mehrheitskapitalanteile kontrolliert werden. 
Globale Supply chains erweisen sich jedoch als ziemlich gefährlich für Menschenrechte, wie 
die Rana-Plaza-Katastrophe in Bangladesch es im Jahr 2013 evident gemacht hat. Müssen 
andere Faktoren berücksichtigt werden, um eine derartiges Gebot gegenüber der Lieferkette 
zu begründen? Darauf wird bedauerlicherweise bislang keine Antwort gegeben. Die plötzli-
che Übertragung der UN-Guiding Principles in das Hard law – wenn auch nur teilweise – 
durch die Interpretation des IPwskR-Ausschusses bleibt aber besonders bemerkenswert. 

4.  Das Verhältnis der internationalen Anforderungen zur Praxis der Staaten 
Anschließend wird das Promotionsvorhaben die Übereinstimmung der Staatenpraxen mit 
den internationalen Rechtsauffassungen untersuchen. Stehen in den nationalen Rechtsord-
nungen bereits Due diligence oder ähnliche andere Präventionsprinzipien zur Verfügung, die 
herrschende Gesellschaften zur Beachtung internationaler Standards verpflichten? Dies ist in 
einigen Ländern tatsächlich bereits der Fall. Die Gerichtsentscheidung im Fall Chandlers v. 
Cape im Vereinigten Königreich oder das neuerlassene französische Gesetz Devoir de vigilance 
können dies belegen.49 Darüber hinaus wurden im Zuge eines Umsetzungstrends der UN-
Leitprinzipien bereits einige Transparenzmaßnahmen verabschiedet, wie die europäische 
Richtlinie 2014/95/EU oder der UK Modern Slavery Act.  

Diese Dissertation wird also versuchen zu erläutern, ob die englischen und französischen 
Rechtsregeln den internationalen Anforderungen entsprechen. Dies ist jedoch schwierig zu 
beantworten, da die Herausforderungen der UN-Leitlinien für Business & Human Rights viel-
fältig sind und breite Aspekte umfassen. Um den Anforderungen gerecht zu werden, müs-
sen nicht nur Haftungsregime von beherrschten Unternehmen vorhanden sein, sondern der 
Zugang zur Justiz und zu Informationen muss für Geschädigte auch effektiv gewährleistet 
sein.50 Welche internationalen Anforderungen sind dafür relevant? Müssen bloß die verbind-
liche Vorgaben der UN-Menschenrechtsausschüsse berücksichtigt werden oder auch die 
nicht-verbindlichen bzw. die Empfehlungen der UN-Leitlinien für Wirtschaft und Men-
schenrechte? Und was ist mit den Schutzbedürfnissen, die bis jetzt weder vom Hard law noch 
vom Soft law erfasst worden sind?  
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5.  Einklagbarkeit und Verrechtlichungsaussichten der Due diligence 
Überdies stellt sich für die Studie die Frage, welche Rechtswege Geschädigte beschreiten 
können, um die Due diligence der Unternehmen und ihre effektive Einklagbarkeit einzufor-
dern.  

Der Ausschuss nach dem Sozialpakt (IPwskR) hat in seinen Allgenmeinen Bemerkungen Nr. 
24 (2017) präzisiert, dass unangemessene gesetzliche Vorkehrungen zur Verantwortung des 
Staates führen können, auch wenn andere Ursachen zur Auftreten des Schadens beigetragen 
haben.51 Diese Warnung ist im Oktober 2017 vor dem Menschenrechtsausschuss (Human 
Rights Committee) beinahe in Erfüllung gegangen: Die Beschwerde wurde zwar für unzuläs-
sig erklärt, jedoch bleibt die Möglichkeit einer Verurteilung offen, wenn die Kläger die unzu-
reichende Rechtslage des Staates besser begründen würden.52 Darüber hinaus wurde aus-
drücklich Bezug auf den Due-diligence-Terminus genommen: “[…] Canada could be considered 
responsible as a result of a failure to exercise reasonable due diligence over the relevant extraterritorial 
activities of the two corporations.”53 

Die Dissertation wird anschließend die grundlegende Frage angehen, welche juristischen 
Konsequenzen eine Nicht-Erfüllung dieser Norm hat. Könnten ferner Staaten und Unter-
nehmen auch ohne Entstehung eines Schadens Rechenschaft ablegen, alleine aufgrund man-
gelnder Präventionsmaßnahmen? Auf internationaler Ebene wurden gegen Staaten Anord-
nungen einstweiliger Maßnahmen zum Schutz von Umweltrechten z. B. in den Fällen Pulp 
Mills und in Certain activites carried out by Nicaragua in the Border Area diskutiert.54 Auf natio-
naler Ebene tauchen, wie es im ersten Teil bereits ausgeführt worden ist, auch präventive 
Haftungsregime auf, wie z. B. in Holland, wo das Gericht von Den Haag in erster Instanz 
den Staat zur Umsetzung eines strengeren CO2-Reduzierungsplan verurteilt hat.55 Diese 
Rechtswege sollten erkundet werden um die Anforderungen der UN-Leitlinien für Business 
& Human Rights durchzusetzen.56 Außerdem räumt das o.g. französische Gesetz bezüglich 
der Sorgfaltspflicht für Mutterunternehmen den Betroffenen von Risiken und vermutlich 
auch den Verbrauchern (i.e. Personen mit einem berechtigten Interesse) Klagerechte im Vor-
feld eines Schadens ein. Hiermit können Risiken, die in einem zu veröffentlichenden Plan de 
vigilance dargestellt werden müssen, effektiv vorgebeugt werden.57  

Solche Präventionsrechtsbehelfe könnten einen echten Paradigmenwechsel einleiten. Dieser 
Vorgang wird durch die Zwangsveröffentlichung der Risiken und der entsprechenden Sorg-
faltsmaßnahmen im letztgenannten Plan erheblich erleichtert. Kann sich die Idee des Sorg-
faltsplans in weiteren Rechtsordnungen durchsetzen? Im Rahmen der internationalen UN-
Vertragsverhandlungen bezüglich multinationalen Unternehmen und den Menschenrechten 
dient das französische Gesetz zumindest als Vorbild.58 

IV. Schlussfolgerung 
Um Umwelt- und Menschenrechtsverletzungen vorzubeugen, ist es vor Gericht oftmals 
möglich zu argumentieren, dass eine Aufsichtsnorm nicht eingehalten worden ist. Schwierig 
wird es allerdings in der Praxis mit der Erbringung von den nötigen Beweisen, v.a. wenn 
(noch) kein Schaden entstanden ist. Es ist aber klar, dass die Verrechtlichung der Due dili-
gence mit rechtlichen Mitteln vorangetrieben werden kann. Dies möchte die Untersuchung 
detaillierter angehen. 

Diese Norm hat überdies das Potenzial, weitere Problemfelder zu erfassen, wie z. B. Steuer-
paradiese.59 Hierfür müsste ebenfalls ein kausaler Zusammenhang zwischen der Steuerflucht 
und den in anderen Länder entstehenden Menschenrechts- und Umweltrisiken hergestellt 
werden, was zunächst nicht evident erscheint. Die Verletzungsursachen, die im Rahmen des 
Klimawandels und/oder von wirtschaftlichen multinationalen Aktivitäten sind aber übli-
cherweise auch sehr multifaktoriell und diffus. Dies sollte also kein unüberwindliches Hin-
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dernis darstellen; insbesondere die Anerkennung von nicht-strikten Kausaltheorien (i.e. po-
tential causes, uncertain partial causation) könnte dafür helfen. Die Arbeit wird deshalb auch 
der Frage nachgehen,  ob dieser Prozess schon auf dem Weg ist. 
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